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Drucksache Nr. 2220 


Der Bunde.sminister 

für Ernährung, Landwirtschaft Bonn, den 2. Mai 1951 

und Forsten 

IV/3 Az. 4361 B 70/51 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anfrage Nr. 178 der Fraktion der Bayern- 
partei - Nr. 2165 der Drucksachen - Milchpreis 


Zur Anfrage Nr. 178 beehre ich mich folgendes mitzuteilen: 

Auf Beschluß der Bundesregierung sollen die Preise für Milch 
und Butter - vorbehaltlich der Zustimmung des Bundesrates - 
gemäß § 18 Absatz 5 des Milch- und Fettgesetzes wie folgt 
neu geregelt werden: 

Höchstzulässiger Verbraucherpreis für Trinkmilch 

mit einem Fettgehalt von mindestens 2,8 U / (J 38 Dpf 

mit einem Fettgehalt von mindestens 3,0 °/ 0 40 Dpf 

mit einem Fettgehalt über 3,2 °/ 0 42 Dpf 

je Liter. 

Molkereiabgabehöchstpreis 


für Deutsche Markenbutter 

DM 

570.— 

für Deutsche Molkereibutter 

DM 

558.— 

für Deutsche Landbutter 
(molkereimäßig hergestellt) 

je 100 kg. 

Verbraucherhöchstpreis 

DM 

518.— 

für Deutsche Markenbutter 

DM 

6.34 

für Deutsche Molkereibutter 

DM 

6.22 

für Deutsche Landbutter 
(molkereimäßig hergestellt) 

je kg. 

DM 

5.82 


Mit der Neuregelung der Trinkmilchpreise soll eine Verbesserung 
der Qualität der Trinkmilch verbunden werden. Bisher war die 
Trinkmilch - mit Ausnahme der Länder Bayern und Württem- 
berg, die eine Milch mit höherem Fettgehalt abgaben - regel- 
mäßig auf einen Fettgehalt von 2,8 % eingestellt. Die Milch im 
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sogenannten „ungeteilten Gernelk” in den Verkehr zu bringen, 
ist praktisch unmöglich, da der Fettgehalt nach Rasse der Kühe, 
der Jahreszeit, der Fütterung, der Melkzeit usw. ständig schwankt. 
Um die Milch aber möglichst in natürlichem Zustand an den 
Verbraucher herauzubringen, soll ein standardisierter Fettgehalt 
angestrebt werden, der in der Regel wenigstens 3°/ 0 betragen 
soll. 

Der bisherige höchstzulässige Verbraucherpreis betrug für die 
2,8 °/ 0 ige Milch 36 Dpf je Liter. Die Neuregelung bedeutet mithin 
bei einer 3 °/ 0 igen Milch eine Erhöhung des Verbraucherpreises 
um 4 Dpf je Liter. Von diesen 4 Pfennig entfallen bei einem 
Fetteinheitswert von 6,1 Dpf rund 1,2 Dpf auf die Qualitäts- 
verbesserung der Milch, während rund 1,8 Dpf der Landwirt- 
schaft als Ausgleich für die gestiegenen Produktionskosten und 
als Anreiz für eine Erzeugungssteigerung zugute kommen sollen. 
Der restliche Pfennig dient zu der praktisch (wegen des Verkaufs 
in Viertel- und Halblitern) unvermeidlichen Abrundung des 
Preises sowie zu einem gewissen Ausgleich der Unkostensteige- 
rung, der auch der Mildhhandel unbestreitbar unterworfen war. 
Im einzelnen sind die Preise für Milch gemäß § 18 Absatz 1 
des Milch- und Fettgesetzes von den zuständigen Landesbe- 
hörden im Rahmen der oben angegebenen Höchstsätze unter 
Berücksichtigung des notwendigen übergebietlichen Preisgefälles 
festzusetzeu, wobei in der Regel eine Abstufung nach Orts- 
klassen erfolgen soll. 

Die Butterpreise gehen von einem Grundpreis für eine 3,3°/ 0 ige 
Milch von 5,1 Dpf und einer Bewertung der Fetteinheit mit 
6,1 Dpf aus, so daß sich ein Werkmilchpreis je kg Milch von 
25,13 Dpf ergibt. Unter Zugrundelegung von 84 Fetteinheiten 
und der bisherigen, unverändert bleibenden Molkereikosten 
und Qualitäts-Zuschläge und -Abschläge sowie Handelsspannen, 
errechnen sich daraus die oben angegebenen Molkereiabgabe- 
und Verbraucherhöchstpreise. 

Um die Stabilität der Preise für Butter zu sichern, ist beab- 
sichtigt, im Bedarfsfall eine entsprechende Bevorratung durch 
die Einfuhr- und Vorratsstelle zum Zweck der Manipulierung 
des Buttermarktes durchzuführen, wobei die neuen Höchst- 
preise als Richtpreise für die durch die Einfuhr- und Vorrats- 
stelle aus dem Markt zu nehmenden Buttermengen maßgebend 
sein sollen. 

Die vorstehend dargelegte Regelung der Milch- und Butter- 
preise entspricht den Erklärungen, die der Herr Bundeskanzler 
anläßlich der Tagung der Deutschen Bauernverbände in 
Rhöndorf am 17. Februar 1951 abgegeben hat. 


In Vertretung 


Dr. Sonnemann 



